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 Antwort
 der Bundesregierung

 auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Oliver Krischer, Cornelia Behm,
 Stephan  Kühn,  weiterer  Abgeordneter  und  der  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN
 – Drucksache 17/12005 –

 Bergwerkseigentum an Braunkohlelagerstätten in Ostdeutschland

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 Die  Verordnung  über  die  Verleihung  von  Bergwerkseigentum  vom  15.  August
 1990  der  ehemaligen  DDR  erteilte  dem  Ministerrat  oder  einer  von  ihr  zu  be-
 stimmenden  Stelle  die  Ermächtigung,  der  Treuhandanstalt  auf  Antrag  für  ein
 bestimmtes  Feld  und  für  bestimmte  Bodenschätze  Bergwerkseigentum  zu  ver-
 leihen.  Als  zuständige  Stelle  für  die  Verleihung  von  Bergwerkseigentum  wurde
 die staatliche Vorratskommission bestimmt.

 Die  Treuhandanstalt  sollte  ihrerseits  berechtigt  sein,  das  so  geschaffene  Berg-
 werkseigentum  gegen  Entgelt  weiter  zu  übertragen.  Die  staatliche  Vorratskom-
 mission  verlieh  gestützt  auf  diese  Rechtsgrundlage  der  Treuhandanstalt  u.  a.  die
 Bergwerkseigentumstitel  an  verschiedenen  Braunkohlelagerstätten  in  Ost-
 deutschland.  Die  auf  diese  Weise  geschaffenen  Berechtigungen  wurden  durch
 den  Einigungsvertrag  als  Bergwerkseigentum  „alten  Rechts“  im  Sinne  des  §  151
 des  Bundesberggesetzes  (BbergG)  aufrechterhalten,  wenn  sich  der  Berechtigte
 sein  Gewinnungsrecht  fristgerecht  bestätigen  ließ.  Dies  schließt  u.  a.  die  Er-
 hebung  einer  Förderabgabe  durch  die  Länder  aus.  Die  Regelung  gilt  jedoch  nicht
 zwangsläufig  auch  für  Bergwerkseigentum,  welches  vom  Bund  vergeben  wurde
 bzw. sich noch in dessen Besitz befindet.

 Aus  diesen  Regelungen  im  Zuge  der  deutschen  Einheit  ergeben  sich  bis  heute
 verschiedene  rechtliche  Konsequenzen.  Zum  einen  ist  bis  heute  unklar,  welches
 Bergwerkseigentum  in  Ostdeutschland  sich  noch  immer  im  Besitz  des  Bundes
 befindet.  Weiter  ergeben  sich  viele  Fragen  zu  den  konkreten  Modalitäten,  unter
 welchen  die  Treuhandanstalt  das  Bergwerkseigentum  zum  Braunkohleabbau
 nach der Deutschen Einheit verkauft hat.

 1.  Welches  Bergwerkseigentum  zum  Braunkohleabbau  wurde  im  Rahmen  der
 Deutschen  Einheit  von  der  staatlichen  Vorratskommission  an  die  Treuhand-
 anstalt übergeben (bitte jedes Bergwerkseigentum einzeln auflisten)?

 Auf  der  Grundlage  der  Verordnung  über  die  Verleihung  von  Bergwerkseigentum
 vom  15.  August  1990  des  Ministerrates  der  DDR  (GBl.  I  Nr.  53  S.  1071)  wurde
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der  Treuhandanstalt  für  859  Bergwerksfelder  Bergwerkseigentum  verliehen.
 Darunter  befand  sich  das  in  Anlage  1  aufgelistete  Bergwerkseigentum  an
 59  Bergwerksfeldern für den Bodenschatz Braunkohle.

 2.  Welches  Bergwerkseigentum  zum  Braunkohleabbau  wurde  im  Zuge  der
 Deutschen  Einheit  von  der  Treuhandanstalt  an  Dritte  verkauft  (bitte  wann
 genau und an wen auflisten)?

 Die  Treuhandanstalt  hat  mit  notariellem  Kaufvertrag  vom  18./19.  Dezember
 1993  unter  anderem  sechs  Bergwerkseigentume  auf  Braunkohle  im  mittel-
 deutschen  Revier  an  die  MIBRAG  B.V.  mit  Sitz  in  Amsterdam  veräußert.  Im
 Lausitzer  Revier  hat  sie  mit  notariellem  Kaufvertrag  vom  13.  September  1994
 (Lausitzer  Braunkohle  AG  –  LAUBAG)  unter  anderem  fünf  Bergwerkseigen-
 tume  auf  Braunkohle  veräußert.  Erwerber  war  in  diesem  Fall  ein  Konsortium  be-
 stehend  aus  Rheinbraun  AG  in  Köln,  PreussenElektra  AG  in  Hannover,  Bayern-
 werk  AG  in  München,  RWE  Energie  AG  in  Essen,  Badenwerk  AG  in  Karlsruhe,
 Berliner  Kraft  und  Licht  AG  in  Berlin  (BEWAG),  Energie  Versorgung  Schwa-
 ben  AG  in  Stuttgart,  Hamburgische  Elektrizitäts-Werke  AG  in  Hamburg  und
 Vereinigte  Elektrizitätswerke  Westfalen  AG  (VEW)  in  Dortmund  mit  jeweils
 unterschiedlichen Bruchteilen.

 3.  Haben  die  jeweiligen  Unternehmen  nach  Informationen  der  Bundesregie-
 rung  für  das  Bergwerkseigentum  zum  Braunkohleabbau  an  die  Treuhandan-
 stalt  einen  Kaufpreis  gezahlt,  und  wenn  ja,  wie  hoch  war  der  jeweilige  Kauf-
 preis (bitte einzeln aufschlüsseln)?

 Für  das  veräußerte  Bergwerkseigentum  ist  die  Kaufpreiszahlung  wie  folgt  gere-
 gelt:

 Bei  der  LAUBAG  erfolgte  die  Kaufpreiszahlung  in  jährlichen,  mengenabhängi-
 gen Raten.

 Der  Kaufpreis  ist  im  Zusammenhang  mit  dem  Eintritt  von  Vattenfall  in  den
 Kaufvertrag vollständig gezahlt worden.

 Bei  der  MIBRAG  besteht  der  Gesamtkaufpreis  aus  einem  Festbetrag  und  einem
 auf  der  Grundlage  der  jährlichen  Braunkohlefördermenge  berechneten  variablen
 Spitzenbetrag  I,  sowie  einem  auf  der  Grundlage  der  jährlichen  Brikettabsatz-
 menge  berechneten  variablen  Spitzenbetrag  II.  Die  Kaufpreiszahlung  ist  bis  zum
 Jahr 2020 fällig und ist ab diesem Zeitpunkt neu zu verhandeln.

 Zu  der  Höhe  der  jeweiligen  Kaufpreise  können  aus  vertraglichen  und  daten-
 schutzrechtlichen Gründen keine Angaben gemacht werden.

 4.  Wurde  im  Zuge  des  Verkaufs  von  Bergwerkseigentum  auf  Braunkohleabbau
 mit  den  Käufern  über  die  Einführung  einer  Förderabgabe  verhandelt,  und
 wenn  ja,  wurde  in  den  Kaufverträgen  die  Zahlung  einer  Förderabgabe  an  den
 Bund vereinbart?

 5.  Wenn  ja,  in  welcher  Höhe  sollte  nach  den  jeweiligen  Kaufverträgen  eine  För-
 derabgabe  auf  Braunkohle  in  Ostdeutschland  erhoben  werden,  und  welche
 Einnahmen  hatte  der  Bund  durch  die  Zahlung  einer  Förderabgabe  auf  Braun-
 kohle  aus  den  ostdeutschen  Braunkohletagebauen  seit  der  Deutschen  Einheit
 am 3. Oktober 1990?

 Aufgrund  ihres  Sachzusammenhangs  werden  die  Fragen  4  und  5  gemeinsam  be-
 antwortet.
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Bei  dem  Verkauf  des  Bergwerkseigentums  auf  Braunkohleabbau  hat  die  Treu-
 handanstalt  keine  Verhandlungen  über  Förderabgaben  geführt.  Bei  der  nach  dem
 Bundesberggesetz  geregelten  Förderabgabe  handelt  es  sich  um  eine  reine  verwal-
 tungsrechtliche  Regelung,  die  nicht  in  die  Zuständigkeit  der  Treuhandanstalt  fiel.

 6.  Welches  Bergwerkseigentum  zum  Braunkohleabbau  in  Ostdeutschland  be-
 findet sich noch heute im Besitz des Bundes (bitte einzeln auflisten)?

 Der  Bund  ist  heute  noch  mittelbar  im  Besitz  des  in  Anlage  2  aufgeführten  Berg-
 werkseigentums  an  insgesamt  48  Bergwerksfeldern  für  den  Bodenschatz  Braun-
 kohle.  Bei  dem  Bergwerkseigentum  der  bundeseigenen  Lausitzer  und  Mittel-
 deutsche  Bergbau-Verwaltungsgesellschaft  mbH  (LMBV)  handelt  es  sich  um
 sogenannte  Auslauftagebaue.  Der  letzte  dieser  Auslauftagebaue  wurde  Ende
 1999 stillgelegt.

 7.  Welches  Bergwerkseigentum  auf  andere  Bodenschätze  in  Ostdeutschland
 befindet  sich  außerdem  noch  im  Besitz  des  Bundes,  welches  auf  der  Grund-
 lage  des  Einigungsvertrages  im  Rahmen  der  Deutschen  Einheit  in  „Altes
 Recht“ im Sinne der §§  149 bis 151 BbergG umgewandelt wurde?

 Der  Bund  ist  mittelbar  noch  im  Besitz  des  in  Anlage  3  aufgeführten  Bergwerks-
 eigentums.

 Dabei  handelt  es  sich  insgesamt  um  115  Bergwerksfelder  überwiegend  für  die
 Bodenschätze  Kiese  und  Kiessande,  Tone,  Hartgesteine,  Kalisalze,  Speicher-
 gesteine und Zinn-, Eisen- und Kupfererze sowie um Fluss- und Schwerspat.

 Von  diesen  Bergwerksfeldern  befinden  sich  zehn  im  Besitz  der  Gesellschaft  zur
 Verwahrung  und  Verwertung  von  stillgelegten  Bergwerksbetrieben  mbH
 (GVV).  Die  GVV  ist  eine  100-prozentige  Tochter  der  LMBV,  welche  wiederum
 zu 100 Prozent in Bundesbesitz steht.

 Neben  dem  in  Anlage  3  aufgeführten  Bergwerkseigentum  besitzt  die  bundes-
 eigene  Wismut  GmbH,  die  die  Hinterlassenschaften  des  ehemaligen  Uranerz-
 bergbaus  in  Ostdeutschland  saniert,  „alte  Rechte“  an  Bergwerkseigentum  auf
 Uran  für  insgesamt  sieben  Lagerstätten  in  Sachsen  und  Thüringen  sowie  ein
 Gewinnungsrecht auf Kiessand in Thüringen.

 8.  Für  welches  Bergwerkseigentum  zum  Braunkohleabbau  in  Ostdeutschland
 wurden  an  private  Unternehmen  Vorkaufsrechte  vergeben,  und  um  wel-
 che(s)  Unternehmen/Bergwerkseigentum handelt es sich dabei?

 Im  Zusammenhang  mit  der  Privatisierung  und  der  Veräußerung  von  Bergwerks-
 eigentum  sind  Optionen  auf  den  Erwerb  für  das  in  Anlage  4  aufgelistete  Berg-
 werkseigentum  an  19  Bergwerksfeldern  für  den  Bodenschatz  Braunkohle  einge-
 räumt worden.

 Bei  den  Inhabern  der  Optionen  handelt  es  sich  um  die  Unternehmen  Vattenfall
 und MIBRAG.

 9.  Was  ist  die  konkrete  Rechtsgrundlage  für  die  Vergabe  von  Vorkaufsrechten
 für  Bergwerkseigentum,  und  was  sind  die  konkreten  Inhalte  der  Vorkaufs-
 rechte (Laufzeit, Preis etc.)?

 In  beiden  in  der  Antwort  zu  Frage  2  genannten  Kaufverträgen  sind  Kaufoptio-
 nen,  jedoch  keine  Vorkaufsrechte,  zum  Erwerb  des  Bergwerkseigentums  auf
 Braunkohle  in  näher  bezeichneten  „Zukunftsfeldern“  vereinbart.  Die  unbefriste-
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ten  Optionen  sind  Ergebnis  der  Privatisierungsverhandlungen.  Ihre  Ausübung
 hängt  vom  Eintritt  vereinbarter  Voraussetzungen  ab.  Mit  Ausübung  der  Optio-
 nen  ist  ein  gesonderter  Kaufvertrag  über  den  Erwerb  des  betreffenden  Berg-
 werkseigentums  im  „Zukunftsfeld“  abzuschließen.  Der  vereinbarte  Kaufpreis
 beträgt  „5  Prozent  des  Marktpreises  für  die  dort  im  Laufe  eines  jeden  Förder-
 jahres  abgebaute  und  verkaufte  beziehungsweise  verbrauchte  Rohbraunkohle“.
 In  dem  abzuschließenden  Kaufvertrag  ist  ferner  die  „Verpflichtung  zum  Abbau
 der  Rohbraunkohle  als  wesentliche  Bedingung,  die  auch  jedem  Rechtsnachfol-
 ger  aufzuerlegen  ist,  und  für  den  Fall  der  Nichterfüllung  dieser  Abbauverpflich-
 tung der Rückfall des Bergwerkseigentums aufzunehmen“.

 Nach  beiden  Verträgen  ist  die  Treuhandanstalt  als  Verkäuferin  berechtigt,  bei
 „nachweisbarer  Möglichkeit“  das  Bergwerkseigentum  für  ein  oder  mehrere
 Zukunftsfelder  durch  Verkauf/Überlassungen  an  einen  Dritten  zu  verwerten.
 Gelingt diese Verwertung nicht, lebt die Option der Erwerberin wieder auf.

 Mit  der  LAUBAG  (heute  Vattenfall)  wurde  außerdem  eine  Option  zum  Erwerb
 des  Bergwerkeigentums  Greifenhain  (Braunkohle)  als  Ausgleichsfeld  verein-
 bart  sowie  Optionen  zum  Erwerb  des  Bergwerkseigentum  auf  die  überlagernden
 Bodenschätze im jeweiligen Bergwerkseigentum auf Braunkohle.

 10.  Verfügt  der  Bund  nach  geltendem  Recht  über  die  Kompetenz,  das  im  Zuge
 der  Deutschen  Einheit  ihm  übertragene  Bergwerkseigentum  in  Ostdeutsch-
 land  zu  löschen,  und  wenn  ja,  welche  konkreten  Schritte  müsste  der  Bund
 dafür unternehmen?

 11.  Wenn  ja,  welche  Auswirkungen  haben  vergebene  Vorkaufsrechte  auf  eine
 mögliche  Löschung  des  Bergwerkseigentums  auf  Braunkohleabbau  durch
 den Bund?

 Aufgrund  des  Sachzusammenhangs  werden  die  Fragen  10  und  11  gemeinsam
 beantwortet.

 Die  Aufhebung  des  Bergwerkseigentums  bestimmt  sich  nach  §  20  des  Bundes-
 berggesetzes.

 Eine  Aufhebung  des  Bergwerkseigentums  hätte  zur  Folge,  dass  die  von  der
 Treuhandanstalt  in  den  Kaufverträgen  vertraglich  vereinbarten  Optionen  im
 Falle  ihrer  Ausübung  nicht  mehr  erfüllt  werden  könnten.  Hieraus  kann  dem
 Grunde nach ein Schadenersatzanspruch der Optionsinhaber entstehen.
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Anlage 1
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Anlage 2
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Anlage 3
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